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War es nunHeroin oder doch Ko-
kain, das SVP-Nationalrat Luzi
StammamDienstagabend in der
Berner Altstadt gekauft hatte?
Die Online-Portale von CH-Me-
dia berichteten gestern über den
bizarren Drogenkauf des Politi-
kers. ImGesprächmit dieser Zei-
tungwar sich Stammdann nicht
mehr sicher,was er gekauft hat-
te. Er sprach von einem Gramm
Heroin, dannwiedervon Kokain.

Mit seinerAktionmachte sich
der 66-Jährige gestern zum
Hauptgespräch im Bundeshaus.
Nach einer Veranstaltung am
Dienstagabend hörte Stamm
nach eigener Aussage auf dem
Heimweg einem Strassenmusi-
ker zu,weil dieser die «Love Sto-
ry» spielte. Einem anderen Zu-
hörer habe er gesagt: «Nur high
wäre dieserMoment noch schö-
ner.» DerAngesprochene sprang
offenbar auf die Andeutung an,
sagte, er habe etwas dabei.

Nach etwa halbstündigerVer-
handlung,wie Stamm sagt, habe
er für gut 40 Franken ein Säck-
chen genommen. «Ich habe dem
Dealer gegenübermeine Rolle als
Käufer perfekt gespielt», sagt er.
Ruhig stehen bleiben kann der
Politiker während seiner Schil-
derungen nicht. Stamm ist zer-
fahren, sucht ständig nach etwas.
Er erzählt deshalb imWeiterge-
hen. SeineMitarbeiterin seiweg.

Hier sei sie eben erst noch geses-
sen – «auf diesemStuhl». Stamm
zeigt auf einen leeren Platz im
VorzimmerdesNationalratsaals.

Die weitere Suche nach der
Mitarbeiterin und der weitere
Verlauf der Geschichte führen
durchs halbe Parlamentsgebäu-
de. Stamm erklärt sein Motiv.
«Ich mache die unhaltbare Dea-
lerei in Bern bewusst zum The-
ma, damit endlich etwas unter-
nommen wird.» Die Dealerei
kenne er. Seinerzeit als Gerichts-
präsident habe er diese mit aller
Härte bestraft, schweift er ab.
Aber so wie am Dienstagabend
könne es doch nichtweitergehen.
Damüsse derNause etwas unter-
nehmen, fordert er vom Stadt-
berner Sicherheitsdirektor.

Luzi Stammerzählt,wie er die
Droge später ins Bundeshaus ge-
bracht habe. Der Sicherheits-
dienst habe gesagt, er solle «das
Zeugs»wiedermitnehmen.Dann
ging Stamm heim, konnte nicht
schlafen,verschickte umdrei Uhr
früh Mails. Gestern Morgen
dann, zurück im Bundeshaus,
holte er die Polizei. Diese nahm
Stamms Anzeige mit und die
Droge auch. Dass er sich selbst
strafbar machte, dessen ist sich
Stammbewusst. Den Strafbefehl
werde er anfechten.

Beni Gafner

Nationalrat Luzi Stamm
kauft Drogen – undercover
Bern Der SVPler bestellt die Polizei ins
Bundeshaus und sorgt für Aufregung.

Wer bereits in jungen Jahren eine IV-Rente erhält, bleibt oft davon abhängig: Eine Frau an einem geschützten Arbeitsplatz. Foto: Keystone

Markus Brotschi

Die Invalidenversicherung (IV)
will die Eingliederung junger Er-
wachsener und psychisch Kran-
ker in den Arbeitsmarkt verbes-
sern. Denn 40 Prozent der Neu
renten werden zurzeit wegen
psychischer Erkrankungen er-
teilt, bei den unter 25-Jährigen
liegt dieserAnteil sogar bei 70 bis
80 Prozent. Deshalb hat der Na-
tionalrat gestern zusätzliche
Massnahmen beschlossen, um
die Arbeitsintegration dieser
Gruppen zu verbessern.

Allerdings reicht dies nach
Ansicht von Niklas Baer nicht
aus. Der Experte fürArbeitsinte-
gration verweist auf eine Unter-
suchung, die er 2018 im Auftrag
der IV mitverfasste. Die Studie
zeigt, dass die IVbei der Einglie-
derung psychisch Kranker gros-
se Mühe bekundet. Nur 25 Pro-
zent derVersichertenmit psychi-
schen Erkrankungen schaffen
den Sprung in denArbeitsmarkt.
Bei den jungen Versicherten mit
einer psychischen Erkrankung
ist der Erfolg noch geringer: Bei
den unter 25-Jährigen erreicht
die IV sogar nur bei 20 Prozent
eine Arbeitsintegration.

Doppelt so gross ist die Er-
folgsquote der IV bei körperli-
chen Leiden.Von den Versicher-
tenmitmotorischen Beeinträch-
tigungen schaffen immerhin
45 Prozent den Weg in den
Arbeitsmarkt.

Einmal Rente, immer Rente
Fatal ist nachAnsicht Baers, dass
den Jungen nach dem Scheitern
sehr rasch eine IV-Rente zuge-
sprochen wird. 43 Prozent der
psychisch Kranken unter 25 Jah-
ren erhielten bereits ein Jahr
nach der letzten IV-Massnahme
eine Rente – meistens handle es

sich dabei um eineVollrente. Die
Erfahrung zeige, dass nach einer
Berentung in jungen Jahren
kaum mehr Aussicht auf eine
spätere Integration bestehe.

Zwar erhält die IVmit der Re-
form zusätzliche Möglichkeiten.
So könnten Ausbildungs- und
Eingliederungsmassnahmen
künftig auch nach einem ersten
Scheiternwieder aufgenommen
werden, sagt Baer. Und medizi-
nische Eingliederungsmassnah-
men werden bis zum Alter von
25 Jahren bezahlt statt nur bis 20.

Für Baer ist die Reform trotz-
dem nicht mehr als eine «Opti-
mierung der IV». Denn bei man-
chen Jungen brauchte es eine Be-
gleitung über lange Zeit hinweg.
Ausbildungsmassnahmen der IV
kosteten sehrviel Geld. «Manch-
malwäre es jedoch besser, die IV

würde die gleichen Beträge in
weniger aufwendige Massnah-
men über eine längere Zeit hin-
weg investieren.»

Gute Noten für IV-Berater
Mit der Studie liess die IV erst-
mals repräsentativ und differen-
ziert den Erfolg ihrer Eingliede-
rungsmassnahmen überprüfen.
Dazuwurden 916Versicherte be-
fragt, die eine berufliche Einglie-
derungsmassnahme der IV zu-
gesprochen erhielten. Etwas
mehr als die Hälfte der Befrag-
ten litt an einer psychischen Er-
krankung wie einer Psychose,
einer neurotischen Störung oder
einerPersönlichkeitsstörung.Die
anderen Befragten, jenemit kör-
perlichen Leiden, hatten eine Er-
krankung des Bewegungsappa-
rats. Die Hürde für die Erfolgs-

messung wurde bei der Studie
tief angesetzt. Als integriert gilt
jemand,wenn er nachAbschluss
derEingliederungsmassnahmen
keine IV-Rente bezieht, nicht
arbeitslos ist und mindestens
1000 Franken imMonat verdient.

Doch die Befragung der Be-
troffenen bringt der IV auch
positive Erkenntnisse. So be-
schrieben diemeisten den IV-Be-
rater als hilfreiche Person, die sie
zur Integration ermutigte. Auch
die behandelndenÄrztewurden
ähnlich bewertet. Fast die Hälf-
te der Befragten zeigte sich je-
doch verunsichert darüber, dass
ihrArzt und der IV-Berater unter-
schiedliche Vorstellungen von
ihrenMöglichkeiten hätten.Vie-
le bemängelten auch, dass sich
Arzt und IV-Berater nicht unter-
einander abgesprochen hätten.

Nur jeder vierte psychisch
Kranke schafft die Integration
Invalidenversicherung Die neuste IV-Reformwill mehr Jungen zu einer Arbeit verhelfen.
Experte Niklas Baer hält die Massnahmen jedoch für zu wenig weitreichend.

Einigungskonferenz zu
Ergänzungsleistungen
Parlament Die ReformderErgän-
zungsleistungen (EL) wird ein
Fall für die Einigungskonferenz.
Der Nationalrat hat sich zum
dritten Mal mit der Vorlage be-
fasst und bei umstrittenen Kür-
zungen eingelenkt. An der Ver-
mögensschwelle hielt er jedoch
fest. Ab einem Vermögen von
100000 Franken besteht nach
dem Willen der Mehrheit kein
Anspruch auf Ergänzungsleis-
tungen. Der Wert von selbst be-
wohnten Liegenschaftenwird bei
derVermögensschwelle nicht be-
rücksichtigt. Der Ständerat lehnt
die Vermögensschwelle ab. (sda)

Höhere Steuerabzüge für
Krankenkassenprämien
Steuern Die pauschalen Abzüge
für Krankenkassenprämien bei
der direkten Bundessteuer wer-
den erhöht. Nach demNational-
rat hat auch der Ständerat einen
entsprechenden Vorstoss ange-
nommen. Die kleine Kammer
überwies die Motion an den
Bundesrat.Diesermuss nun eine
Vorlagemit höheren Steuerabzü-
gen ausarbeiten. (sda)

Strengere Vorschriften
fürMedizinprodukte
Gesundheit Nach dem Ständerat
hat auch der Nationalrat grund-
sätzlich einer Übernahme von
strengeren EU-Regeln für Medi-
zinprodukte zugestimmt. Un-
dichte Silikon-Brustimplantate
oder fehlerhafte Hüftprothesen
hatten Zweifel aufkommen las-
sen an der Kontrolle von Medi-
zinprodukten. Zuletzt hatten die
Implant-Files-Recherchen für
Schlagzeilen gesorgt, namentlich
zur Bandscheibenprothese
Cadisc-L. Die EU reagierte mit

einerVerschärfung derVorschrif-
ten. Die Schweiz zieht nach, da-
mit SchweizerHersteller Zugang
zum EU-Markt behalten. (sda)

Mehr Engagement
für Tibet gefordert
Menschenrechte Die Schweiz soll
sich zum Schutz der Tibeterin-
nen und Tibeter mehr engagie-
ren.Das fordernTibet-Organisa-
tionen und die Gesellschaft für
bedrohteVölker (GfbV) anlässlich
des 60. Jahrestages des tibeti-
schenVolksaufstandes amSonn-
tag. Die Menschenrechtslage in
Tibet bleibe weiterhin prekär,
schreibt die GfbV. Repressionen
durch chinesische Behörden sei-
en an der Tagesordnung. Immer
wieder komme eswegenRepres-
sionen zu Selbstverbrennungen,
seit 2009 waren es 155. (sda)

Einkaufstourismus
nicht einschränken
Wirtschaft Der Ständerat hat
mehrereVorstösse abgelehnt, die
den Einkaufstourismus ein-
schränken wollten. So forderte
Werner Hösli (SVP, GL) die Sen-
kung der Freigrenze von 300 auf
50 Franken. Und eine Standes
initiative des Kantons St.Gallen
verlangte, dass «Einkaufstouris-
ten» in der Schweiz Mehrwert-
steuer zahlen. (sda)

Gebirgslandeplätze
werden gestrichen
Luftfahrt Die zwei Gebirgslande-
plätze Gumm und Rosenegg-
West imBernerOberlandwerden
per Ende September definitiv
aufgehoben. Das Bundesgericht
hat eine Verfügung des Umwelt
departements bestätigt. Mit der
Streichungderbeiden Landeplät-
ze bestehen noch 40Gebirgslan-
deplätze in der Schweiz. (sda)

Nachrichten

Der Nationalrat hat gestern die
Stossrichtung der neusten IV-
Revision bestätigt, die auf Ju-
gendliche und psychisch Kranke
ausgerichtet ist. Künftig sollen
Jugendliche schon ab dem 13.Al-
tersjahr der IV gemeldet werden
können, damit diese Unterstüt-
zungsmassnahmen ergreifen
kann.Die SVP stellte sich als ein-
zige Partei dagegen. Die Befür-
worter der Früherfassung argu-
mentierten, heute bestehe eine
Lücke bei den heiklen Übergän-
gen von der Schule in die Lehre
undvon derLehre in denArbeits-
markt. Mit frühzeitiger Unter-
stützung könnten längerfristig
Kosten gespart werden.

Anders als vomBundesrat ge-
plant, will jedoch eine bürgerli-
cheMehrheit auch bei dieser Re-
form sparen, und zwar bei den

Kinderrenten. Dabei geht es um
das Geld für Kindervon IV-Rent-
nern, das heute Kinderrente ge-
nannt wird und künftig «Zulage
für Eltern» heissen soll. Nach
dem Willen der vorberatenden
Kommission soll die Zulage von
40 auf 30 Prozent der IV-Rente
gesenkt werden.

SVP, FDPund dieMehrheit der
CVP argumentierten, es brauche
weiterhin Sparmassnahmen bei
der IV. Zudemdürfe es nicht sein,
dass Familien mit IV-Rente bes-
ser gestellt seien als Familien, die
ihren Unterhalt selber verdien-
ten, sagte Ruth Humbel (CVP).
Bei einer vollen IV-Rente von
2370 Franken betrage die Kinder-
rente heute 948 Franken pro
Kind. Unter Umständen kämen
noch Familienzulagenvon einem
erwerbstätigen Elternteil hinzu.

Zu schmerzhaften Einbussen
kann die Kürzung derKinderren-
ten jedoch in Kombination mit
einem neuen stufenlosen Ren-
tensystem bei jenen IV-Rentnern
führen, die nur eine Minimal
rente haben. Der Dachverband
Inclusion Handicap rechnet in
einem Beispiel vor, dass ein IV-
Rentner mit einem Invaliditäts-
grad von 62 Prozent und zwei
Kindern ein Viertel seines Ein-
kommens verliert. Statt monat-
lich 1600 Franken erhält der
Mann neu noch 1175 Franken IV-
Rente und Zulagen fürEltern.Die
Differenz muss wohl durch Er-
gänzungsleistungen aufgefan-
gen werden. Über die Kürzung
derKinderrenten sowie das neue
stufenlose Rentensystem ent-
scheidet der Nationalrat heute
Donnerstag. (br/sda)

Bürgerliche wollen die Kinderrenten kürzen
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